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/^izischa^is- m i  sezial'^elitische. 
des 'btiiim '^miesta^s

W ir h aben  uns an  ein ige P arlam en tar ier , W irtscha ftler u n d  S o zia lp o litik e r  m it d er B itte  ge­
w a n d t, un s a u fzu ze ig en , a u f  welche O bjekte  sie das Schw ergew icht d e r  A rb e it des d ritten  
B u n d esta g es verleg t sehen m öchten. W ir haben  d a ra u f verzich te t, d ie  po litischen  S ta n d o r te  der  
G esprächsteilnehm er besonders z u  ken nze ichnen , w eil a lle  A u s fiih ru n g en  e ine  unvo re in g e ­
no m m en e  A u fm erk sa m ke it verd ienen .

Das Bukett der wirtsdiafts- und sozialpolitischen Vorhaben

Eine Bekannte und eine Unbe­
kannte sind die wichtigsten 

A usgangspunkte für die Erarbei­
tung der voraussichtlichen wirt- 
schafts- und sozialpolitischen Auf­
gaben des 3. Bundestages. Die Be­
kannte; Das Prinzip der Diskonti­
nuität im Staatsrecht läßt alle im 
Bundestag bisher behandelten Ge­
setzesentw ürfe, selbst fast „voll­
endete", auf den Nullpunkt zurück­
fallen, d. h. jegliche Gesetzesarbeit 
muß von  vorn beginnen. Die Un­
bekannte: Selbst nach Kenntnis der 
Sitzverteilung in unserer neuen 
gesetzgebenden Körperschaft las­
sen sich zw ei die leg isla tive Arbeit 
zw eifellos beeinflussende Faktoren 
zur Zeit noch nicht übersehen; 
nämlich die von außen kommende 
Einwirkung auf unsere Wirtschafts­
politik  sow ie die zukünftige Gar­
nitur der Bundesminister — es 
handelt sich nicht nur um den 
W irtschafts- und Finanzminister —  
und eines T eiles der „frontbencher" 
des H ohen Hauses, die einige wich­
tige  N uancen in das parlamenta­
rische Spiel bringen werden.

A ußenw irtscha ft 
Die Magna Charta der deutschen 

Außenwirtschaft wird ein wahr­
scheinlich zu Anfang 1959 von der 
Regierung vorgelegter Entwurf zu 
einem  Außenwirtschaftsgesetz sein, 
das die für d ieses Gebiet vorgesehe­
nen 14 Verwaltungsanordnungen 
ablösen soll und an die Stelle der

alliierten D evisengesetzgebung tre­
ten wird. D iese bereits in den 
Grundzügen abzusehende R ege­
lung sieht in zw ei Punkten die 
vö llige Änderung der gegenw ärti­
gen Außenwirtschaftsvorschriften 
vor; W ährend bisher ein allgem ei­
nes Verbotsprinzip mit zahlreichen 
einzelnen Genehmigungsmöglich­
keiten besteht, soll nunmehr eine 
umfassende allgem eine Genehmi­
gung mit Einzelgenehm igungsvor­
behalten an dessen Stelle treten. 
Zum zw eiten soll die in verschie­
denen Verordnungen enthaltene 
Regelung der Außenwirtschaft in 
einem einzigen Gesetzgebungswerk  
erfolgen.

Normiert sollen folgende M ate­
rien werden; W areneinfuhr, W aren­
ausfuhr, D ienstleistungsvefkehr, 
Kapitalverkehr, Zahlungsverkehr, 
Devisenhandel, Behandlung von  
Inlandskonten für D evisenauslän­
der und fremde W ährungskonten 
für Deviseninländer.

Die Kontrolle der Ausfuhr be­
schränkt sich dabei nur auf be­
stimmte W aren und auf die A us­
fuhr nach bestimmten Ländern. Bei 
der W areneinfuhr sollen nur d i e 
W aren gekennzeichnet werden, für 
die Einfuhrbewilligungen erforder­
lich sind. Das Prinzip ist also auch 
hier Freizügigkeit.

Im Kapitalverkehr bleiben nur 
noch geringe, eng umgrenzte Tat­
bestände genehmigungsbedürftig.

und zwar Rechtsgeschäfte zwischen 
D evisenausländern und D evisen­
inländern über die Gewährung und 
Aufnahme von Krediten, Vermö­
gensanlagen im Ausland und im 
Inland, Erwerb und Veräußerung 
von V erm ögensanlagen sow ie ge­
w isse Schulden und sonstige V er­
bindlichkeiten des Londoner Schul­
denabkommens.

Die wahrscheinlich am 1. 1. 1958 
in Kraft tretende Europäische W irt­
schaftsgemeinschaft wird Ausfüh­
rungsgesetze der deutschen parla­
mentarischen Körperschaften er­
forderlich machen. Insbesondere 
sind hier auf dem Gebiet des Zoll­
w esens Gesetze zu erwarten, und 
zwar im Sinne der schrittweisen 
Beseitigung der Zollschranken in­
nerhalb der M itgliedsländer der
Gemeinschaft einerseits und Er­
stellung des gem einsam en Außen­
zolltarifs der Gemeinschaft ande­
rerseits.

Eine der vornehm sten Aufgaben  
der deutschen Außen- und der
Außenwirtschaftspolitik wird es 
auch im 3. Bundestag sein, eine 
möglichst baldige Regelung der
ehemals deutschen Verm ögenswerte 
im Ausland herbeizuführen.

S teuerre fo rm

Die Wahlkampfführung und Zu­
sammensetzung der wichtigsten  
Regierungspartei, der CDU (Stär­
kung des linken Flügels), wird es 
mit sich bringen, daß in der W irt­
schaftspolitik den auf Streuung des

A lle  in  d e r  A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ verö ffen tlich ten  B e iträge  s in d  fr e ie  M einungsäußerungen  von  P er­
sön lichke iten  au s W irtscha ft u n d  P o litik  u n d  von  in- u n d  ausländischen  M itarbeitern . S ie  en th a lten  ke ine  
S te llu n g n a h m e  der R ed a k tio n  u n d  sin d  ke ine  o ffiz iö sen  Ä u ß eru n g en  d er herausgebenden  In s titu tio n en .
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Eigentums hinzielenden Bemühun­
gen im 3. Bundestag wahrsdiein- 
lich besondere Bedeutung beizu­
m essen sein  wird. Es handelt sich 
hier um ein  w irtsdiaftspolitisdi 
sehr kom plexes Feld, das über den 
Rahmen der W irtschaftspolitik hin­
aus das Steuer- und das G esell- 
sdiaftsredit sow ie den Kapital­
markt erfassen wird.

Man ist versucht, die fast jähr­
lich neu angekündigte sog. Große 
Steuerreform als einen stets w ie­
derkehrenden Bestandteil der par­
lamentarischen Arbeit anzusehen. 
So ist mit großer Wahrscheinlich­
keit anzunehmen, daß auch im
3. Bundestag wiederum Vorschläge 
zu einer linearen Steuersenkung 
zur Diskussion stehen werden. Auf 
der anderen Seite werden sog. „ge­
zielte" Steuererleichterungen — 
nicht zuletzt mit dem Ziel der Er­
haltung bzw. Gewinnung größerer 
Wählerschichten kurz vor Ablauf 
der Legislaturperiode — erneut b e­
raten werden. Insbesondere ist 
hier an die Gewährung steuerlicher 
Begünstigungen für das Invest­
mentsparen und bei den sog. 
V olksaktien gedacht.

A ktienrech tsre fo rm
In diesem  Zusammenhang ist 

die Reform unseres Aktienrechts 
unumgänglich.' Ein Regierungsent­
wurf ist hier für M itte 1958 zu er­
warten. W eiter erscheint die Be­
seitigung der Kapitalertrags- und 
Kapitalverkehrssteuer und damit 
der Doppelbesteuerung der Aktien  
notwendig. W eiter Ist die Stär­
kung der Hauptversammlung ins­
besondere mit dem Ziel der Fest­
stellung der Bilanz durch diese zu 
fordern. Selbstverständlich wird 
auch das noch aus der Zeit des 
N ationalsozialism us stammende und 
auf dem Führerprinzip beruhende 
Entscheidungsrecht des V orsitzen­
den des Vorstands abgeschafft 
werden müssen. Schließlich wird 
sich darüber hinaus der Bundestag 
mit der in w eiten  Kreisen gebillig­
ten Forderung auf Erhöhung der 
Publizität der Aktiengesellschaft 
zu beschäftigen haben. D ie D is­
kussion darüber wird w eiter auf 
die sehr kom plexe Frage der 
Opportunität der Privatisierung 
und Reprivatisierung staatlicher 
Unternehmen zur Bildung von  Ka­

pital in möglichst breitem Einzel­
besitz führen. Der von  der CDU/ 
CSU kurz vor Ende der 2. Legis­
laturperiode bereits eingebrachte, 
fachlich etw as dürftige „Gesetz­
entwurf über d ie Regelung der 
Rechtsverhältnisse bei der V olks­
w agenwerk GmbH und die Über­
gabe der Anteilrechte in private 
Hand“ wird wahrscheinlich — be­
günstigt durch die Stärkung des 
linken Flügels in der CDU —  w ei­
ter zur Diskussion stehen.

Bei der Behandlung der A ktien­
rechtsreform könnte sich ein poli­
tischer Zündstoff daraus ergeben, 
daß die SPD als Verfechter gew is­
ser gewerkschaftlicher Vorstellun­
gen die Regelung der Mitbestim­
mung in a llen  großen Unterneh­
m ungen ohne Rücksicht auf deren  
Rechtsform fordern wird. Das 
würde für d ie Mehrzahl der in der 
Bundesrepublik bestehenden A k­
tiengesellschaften von großer Be­
deutung sein.

S o zia ler  W ohnungsbau
Auch der soziale Wohnungsbau 

muß in erster Linie wirtschaftspoli­
tisch gesehen werden. Das Anfang 
1957 in Kraft getretene 2. W oh­
nungsbau- und Familienheim-Gesetz 
wird seine Auswirkungen erst in 
w enigen Jahren zeigen. W ie er­
innerlich, ist Hauptzweck dieses 
G esetzes die Errichtung von  m ög­
lichst zahlreichen Familienheimen. 
Obwohl in der Bundesrepublik in 
den Jahren von  1949 bis 1956 ins­
gesam t über 3,5 Mill. W ohnungen  
errichtet worden sind, fehlen nach 
Schätzungen von Sachverständigen 
noch 2 M ill. W ohnungen. Unlösbar 
ist diese Aufgabe ohne die Behand­
lung einer Kapitalmarktreform, 
deren fortwährende Hinauszöge­
rung eines unserer größten Übel 
darstellt. Hier muß eine gesunde 
W ährungspolitik und eine z ie l­
bewußte Förderung langfristigen  
Investitionskapitals Hand in Hand 
gehen.

N eben den Maßnahmen zur För­
derung des W ohnungsneubaus sind 
wahrscheinlich auch G esetze mit 
dem Ziel der H ilfe bei der Instand­
setzung von  Altwohnungen zu er­
warten, die in  zw ei Richtungen er­
folgen; langfristige Darlehen für 
die Reparatur von  Altwohnungen  
und vielleicht Freigabe der Mie-

ten. Damit würde bezüglich Punkt 1 
die Linie des 2. Bundestages w eiter  
verfolgt, der 100 Mill. DM für den 
Althausbesitz etatisierte, während 
die zw eite  Forderung wahrschein­
lich auf den W iderstand der Linken 
stoßen wird.

V erkehrspo litik
Bei den Einzelfragen gehört die 

V erkehrspolitik zu den dringlich­
sten Aufgaben. Es kann von  keiner 
Seite bestritten werden, daß die 
Vernachlässigung des bereits durch 
Kriegs- und Nachkriegszeit in Mit^ 
leidenschaft gezogenen Straßen­
baus eine Kreislaufstörung für die 
gesam te Wirtschaft darstellt. Zur 
Förderung des Straßenbaus —  es 
hieß so in einem  Fraktionsantrag 
der CDU/CSU, der im Oktober 1956 
eingebracht wurde —  seien  A us­
gaben von insgesam t 3750 Mill. DM 
für die A usgestaltung des Straßen­
netzes in  den Rechnungsjahren 
1957, 1958 und 1959 in den Haus­
halt einzusetzen. D ieser Entwurf 
ist w ie der Entwurf des „Gesetzes 
über die Schaffung eines Straßen­
baufonds und die Bundeshilfe für 
Straßenbau und -Unterhaltung“ der 
SPD der Bundesregierung als M ate­
rial überw iesen worden. Es kann 
mit Sicherheit angenommen w er­
den, daß die Finanzierung des 
Straßenbaus auch im 3. Bundestag 
zur Diskussion stehen wird, w obei 
die Problemstellung dahingehend  
zusammengefaßt werden kann: Be­
seitigung des M ißverhältnisses zw i­
schen der V erteilung der Straßen­
baulasten und der V erteilung der 
Finanzierungsquellen. D ie Zweck­
bindung der dem Kraftverkehr e i­
genen Abgaben für den Straßenbau 
muß als eine wirtschaftliche N ot­
w endigkeit angesehen werden. Mit 
anderen Worten: a lle  spezifischen 
Abgaben der Straßenverkehrs­
benutzer m üssen von  Bund und 
Ländern auf der Grundlage eines 
G esetzes dazu verw endet werden, 
angem essene V erkehrsw ege zu 
bauen und zu unterhalten.

D ie defizitäre Lage der Deut­
schen Bundesbahn, die auf Grund 
politischer Lasten, der Höhe der 
Investitionen, der Personalkosten  
und Pensionen sow ie einer un­
wirtschaftlichen Tarifpolitik besteht, 
wird die Behandlung eines dies­
bezüglichen Gesetzes erforderlich
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madien. D iese Zielsetzung ent­
spricht derjenigen des Gesetzent­
wurfes zur Wiedererlangung der 
W irtschaftlichkeit der Deutschen 
Bundesbahn (1. Lesung am 9. 7. 
1957). N otwendig hierfür sind eine 
Rationalisierung der Technik und 
Organisation der Bundesbahn, eine  
Betriebsführung unter Zugrunde­
legung kostenechterer Tarife und 
eine Lockerung der gemeinwirt­
schaftlichen Verpflichtungen im 
Personen- und Güterverkehr. Man 
wird audi nidit verhindern kön­
nen, daß eine Erhöhung verschie­
dener Tarife im Personen- und 
Güterverkehr vorgenommen wird.

V erteid igungsw irtschaft
Der Schwerpunkt auf dem Gebiet 

der Verteidigungswirtsdiaft dürfte 
in der kommenden Legislaturperiode 
im Sdiutz der Zivilbevölkerung, 
insbesondere im Luftschutz, liegen. 
Das in letzter M inute über die par­
lamentarische Bühne gehetzte 1. Ge­
setz zum Schutz der Zivilbevölke­
rung stellt led iglid i den Rahmen 
für die anlaufende gesetzgeberisdie  
Arbeit dar. Der Zeitpunkt für ein 
w eiteres Gesetz ist bereits fest­

gelegt. Bis zum 1. 1. 1959 wird eiii 
Gesetz darüber zu erlassen sein, 
wann die Pflicht zum Einbau von  
Sdiutzräumen bei N eubauten in 
Gemeinden über 10 000 Einwoh­
nern eingeführt wird. Ein 2. Luft­
schutzgesetz, das u. a. die Rege­
lung etw aiger Evakuierung und 
Betriebsverlegungen zum G egen­
stand haben wird, ersdieint uner- 
läßlidi.

Das Gesetz über die Organisation  
der m ilitärisdien Landesverteidi­
gung, das am 4.5.1956 in  1.Lesung 
behandelt wurde, wird als mili­
tärisches Rahmengesetz selbstver­
ständlich audi den 3. Bundestag be- 
sdiäftigen. Für die Rüstungswirt- 
sdiaft ist d ieses Gesetz deshalb 
von  Bedeutung, w eil hier die insti­
tutioneile Verankerung des Be- 
sdiaffungsw esens erfolgen wird. Im 
Anschluß an die jüngsten Koblen­
zer Bestechungsvorfälle dürfte sidi 
hieran v ie lle id it eine zündstoff­
geladene Debatte über das gesam te 
Beschaffungswesen anschließen.

Bei dem kurz vor Toressdiluß 
des letzten Parlamentes am 27. 6. 
1957 gesdieiterten Atom gesetz

dürfte audi in  der kommenden 
Legislaturperiode einiger Zündstoff 
liegen. W ie erinnerlich, ist eine 
w esentlid ie Ursache für die Bri­
sanz dieses G esetzes die Abgren­
zung zwischen der Beteiligung der 
öffentlichen und der privaten Hand. 
Es ist vorauszusehen, daß auch der
3. Bundestag eine Frontenbildung 
zu dieser Frage bzw. der ausschließ­
lich friedlidien Verwendung der 
A tom energie zeigen  wird. Es ist 
möglich, daß die SPD mit ihrem  
eine Verfassungsänderung sperren­
den Drittel der Mandate hier ihr 
neues Atouf ausspielen wird.

S o z ia lp o litik  
Die Reform der Krankenversidie- 

rung dürfte die erste große sozial­
politische Aufgabe, des 3. Bundes­
tages sein. Hierbei wird die Lei­
stungserhöhung, insbesondere im 
Hinblick auf die Überbrückung des 
Zwisdienraum es zwischen vollem  
Krankenversicherungssdiutz und 
Rentengewährung, eine besondere 
Rolle spielen. Folgende w eitere  
M aterien zeichnen sich bereits 
heute ab: die Stellung des Arztes, 
insbesondere des Vertrauensarztes, 
des Patienten, w obei das Problem
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der Gebührenerhöhung für Kran­
kenschein, Arznei und H eilm ittel­
kostenbeteiligung sow ie Erhöhung 
des Krankenpflegesatzes w ohl um­
kämpft sein wird. Hiermit im Zu­
sammenhang steht die Lohnfort­
zahlung an Arbeiter im Krankheits­
fall, w obei von der SPD, w ie be­
reits angekündigt, w eitere V or­
stöße erfolgen werden.

Bei der auf Grund eines R egie­
rungsentwurfes zu beratenden N eu­
regelung der Unfallversicherung 
stehen vor allem zur Behandlung: 
Anpassung der einmal festgestell­
ten Renten an das Lohnniveau, Er­
weiterung des versicherungspflich­
tigen Personenkreises, erwteiterte 
M öglichkeiten zur freiw illigen Ver­
sicherung sow ie N eugestaltung der 
Regeluiig der Abfindung.

Ein w eiteres wichtiges Sozial­
gesetz in der kommenden Legis­
laturperiodewird ein neues Jugend­
arbeitsschutzgesetz darstellen. Ein 
solches Gesetz wird nicht nur von  
allen Verbänden auf Arbeitgeber- 
und Arbeitnehm erseite begrüßt, 
sondern es dürfte auch von allen 
Parteien akzeptiert werden. Etwa 
2 Mill. Jugendliche werden von  
ihm betroffen, das unterstreicht 
seine Bedeutung.

Im Mittelpunkt einer auch die 
breite Öffentlichkeit interessieren­
den Diskussion werden drei Fra­
gengruppen stehen: die A usdeh­
nung des G esetzes auf Land-, Forst- 
und Hauswirtschaft sow ie die 
Schiffahrt, die Einführung eines ge­
sundheitlichen Betreuungsdienstes 
und schließlich die Frage der Be­
schäftigungsdauer der Jugendlichen. 
V on gewerkschaftlicher Seite wird 
die Einführung der 40-Stunden- 
W oche gefordert, während der 
Regierungsentwurf eine W ochen­
arbeitszeit von höchstens 42 Stun­
den versieht.

Schließlich kann angenommen 
werden, daß der von der FDP in 
der letzten Legislaturperiode ein- 
gebradite Entwurf zur Ergänzung 
des Tarifvertragsgesetzes mit dem 
Ziel, die Tarifvertragspartner ge­
setzlich zu verpflichten, beim Ab­
schluß neuer Tarifverträge V erein­
barungen über die Bildung und 
Funktion einer Schlichtungsstelle 
zu treffen, in dieser oder einer 
anderen Form erneut behandelt 
werden wird.

Der A rb e itsp la n : 
e in  ethisches M in im u m

Außer den hier genannten Ge­
setzentwürfen dürften nodi fol­
gende M aterien das Parlament be­
schäftigen: N ovelle  zur Gewerbe­
ordnung, Kraftverkehrsgesetz, eine 
N ovelle  zum K riegsfolgengesetz 
und zum allseits als unbefriedigend  
empfundenen Kindergeldgesetz. Daß 
es auch wiederum zu mehreren N o­
vellen  zum Lastenausgleichsgesetz 
kommen wind, ist zu unterstellen.

Selbstverständlich stellen die hier 
genannten Sachgebiete nur ein Mi­
nimum — man ist versucht, hinzu­

zufügen: ein ethisches Minimum — 
der Arbeit des soeben gewählten  
Parlamentes dar. Aber selbst dieses 
Minimum enthält eine so schwie­
rige und schwerwiegende Proble­
matik, daß allein mit ihr der
3. Bundestag Wirtschafts- und sozial­
politisch vo ll ausgelastet wäre. 
Nach den Erfahrungen aus zwei 
Legislaturperioden haben alle mit 
der Bundestagsarbeit Vertrauten  
zw ei Wünsche an den Gesetzgeber; 
Beschränkung auf das Wesentliche: 
und sachliche Behandlung dieses 
Stoffes ohne Seitenblick auf Bundes­
oder Länderwahlen. (H. M.)

Keine Experimente!

J )er  W ahlausgang hat denen 
recht gegeben, die betont hatten, 
der W ahlkampf m üsse auf wirt- 
schafts- und sozialpolitischem Ge­
biet mit folgenden Parolen ausge­
tragen werden; Keine Experimente! 
Den erreichten W ohlstand nicht 
aufs Spiel setzen, ihn aber Zug um 
Zug an alle, also an breitere Schich­
ten herantragen! N un sollte man 
meinen, daß diese Parolen auch 
verpflichten.

D ie H o chkon junk tu r
sichert sich n ich t au tom atisch

W as schließen sie in sich ein? 
Ein hoher Beschäftigungsstand und 
eine gute Kapazitätsauslastung 
müssen mit konjunkturpolitischen 
M itteln angestrebt werden. Denn 
weder der Beschäftigungsstand 
noch die gute Auftragslage sind 
ohne Tücken oder sichern sich 
marktwirtschaftlich automatisch. 
Dafür ist der öffentliche A nteil an 
beidem v ie l zu hoch. D ie gute Ka­
pazitätsauslastung garantiert erst, 
daß in  die Preiserwartungen der 
Produktionsstufe kein Auftrieb 
kommt, und die v ielen  Lohntüten, 
die an die Stelle von A rbeitslosen­
renten getreten sind, bedeuten für 
die Konsumgüterwirtschaft die 
„Butter auf dem Brote“.

Zur Zeit ist ein enormer Teil der 
guten Konjunktur auf Auslandsauf­
träge zurückzuführen. Die Drosse­
lung der Modernisierung des deut­
schen Produktionsapparates durch 
die Kreditpolitik von 1955/56 hat 
die leistungsfähigsten Maschinen­
bauer in  den Export getrieben, so, 
daß manche für d ieses und das

nächste Jahr über 60“'o ihrer A uf­
träge von ausländischen Bestellern  
gebucht haben. Hier muß die W irt­
schaftspolitik behutsam eine Um­
schaltung betreiben. D ie Investi­
tionstätigkeit der deutschen Pro­
duktions- und Distributionsstufe 
muß wieder belebt werden.

S tä rk u n g  d er K a p ita lb ild u n g
Aber wir sollen doch sow ieso  

schon knapp an Kapital sein. Die 
Zwangssparrezepte sind jedoch in 
Verruf geraten, gleichgültig, ob sie 
geldwertneutral oder geldschöp­
fend zusam mengesetzt sind. Dem­
nach rückt die Steigerung der Ka­
pitalbildung, und zwar in deren 
freiw illigen Formen, ins Zentrum 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik  
von morgen. Mehr Produktions­
kapital muß aus dem Sozialpro­
dukt erübrigt werden — das ist die 
wirtschaftspolitische Seite der Auf­
gabe, und die sozialpolitische be­
steht darin, die Schicht der Kapital­
eigentümer zu verbreitern. Für 
jene muß man an die Rückbildung 
der Progression des Einkommen­
steuertarifs und an den Abbau der 
Mehrfachbesteuerung der Erträge 
aus Kapitalgesellschaften denken, 
für diese an handliche Formen der 
Kleinaktie und des Investmentzer­
tifikats, ferner an den Abbau der 
Kapitalertrags- und der Kapitalver­
kehrssteuern.

Liest sich dieses Programm aber 
nicht a llzu , sehr w ie ein W ahlver­
sprechen auf einen nicht ernst zu 
nehmenden Steuerverzicht? Schon 
vor Monaten hat ein  angesehener 
Bankier erklärt: Für die Kapital­
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marktreform hilft das Mundspitzen 
(in den Gutachten, die sidi berge­
w eise  türmen) nichts mehr, ge­
pfiffen muß endlich werden! Die 
M elodie kann aber nur über das 
Steuerbukett in Gang kommen.

R e fo rm  d er Umsatzsteuer 
Die öffentlichen Haushalte w er­

den indessen für die nächste' Zeit 
sehr angespannt sein. Dafür hat die 
Gebefreudigkeit des 2. Bundesta­
ges, der den Verlodiungen des 
Juliusturmes nicht widerstehen 
konnte, gesorgt. Es kommt noch 
ein w eiteres hinzu. Der W ahlaus­
gang ist w eithin dem Umstand zu 
verdanken, daß der Mittelstand 
der nach rechts angelehnten Re­
gierung der bürgerlichen Mitte die 
Treue gehalten hat. Der Reinfall 
der als „Union der Mitte" aufge- 
m achten oppositionellen M ittel­
standsgruppe war eindeutig. Der 
M ittelstand ist aber ökonomisch 
und sozial bedrängt, über w eiten  
Teilen —  z. B. bei den Bauern, 
Handwerkern, Kleinhändlern, aber 
auch bei v ielen  Angehörigen freier 
Berufe —  lagert auch nach neun 
Jahren erfolgreicher Wirtschafts­
politik noch immer struktureller 
und konjunktureller Sdiatten. Da­
bei sorgt die Umsatzsteuer für die 
schwärzeste Farbe. Also muß auch 
an deren Reform herangegangen 
werden. Das soll aber nicht heißen, 
daß sie dem Inskus weniger brin­
gen soll. Nur die Wettbewerbs- 
neutralität ihrer Erhebung muß zu­
rückgewonnen werden. Der Finanz- 
theöretiker würde hierfür die N et­
toum satzbesteuerung empfehlen, 
die Praktiker knobeln aber noch an 
einer anderen, vielleicht besseren  
Konstruktion. Allerdings sollte dar­
über nicht mehr zuviel Zeit ver­
loren werden; denn solange die’ 
jetzige Form und Tarifhöhe der 
Umsatzsteuer bestehen bleibt, steht 
unsere Wirtschaft unter einem  
mächtigen Konzentrationssog, dem 
mit platonischen oder kreditpoliti­
schen Erklärungen der M ittel­
standsfreundlichkeit nicht entge­
gengewirkt werden kann.

Sind wir aber tatsächlich so in 
die Enge der wirtschaftspolitischen 
M öglidikeiten geraten, daß jetzt 
alles H eil von der Finanzpolitik er- 

1 wartet werden muß? Bei aller Adi- 
tung vor der Programmgestaltung 
unter Prof. Erhards Führungsstab

Wird man sich doch darüber klar 
werden müssen, daß den Schlüssel 
zu dem Tor in einer zw eiten Phase 
der sozialen Marktwirtschaft allein  
der Finanzminister hat. Er gibt den 
M inisterkollegen für die W irt­
schaftssektoren das Feld frei, auf 
dem sie zeigen dürfen, w as sie an 
praktischen Ideen für die Konsoli­
dierungsphase mitbringen. Hier 
sind zu nennen die Überwindung 
der Krise in der Verkehrspolitik, 
die Fortführung der Agrarsanie­
rung, die rechtzeitige Umschaltung 
der W ohnungsbaupolitik und die 
Rückgewinnung handelspolitischer 
Aktionsfreiheit gegenüber interna­
tionaler W ährungsspekulation.

E u ro p a p o litik  
Doch würde man sich etw as 

vormachen, w enn man die kom­
mende Legislaturperiode aus­
schließlich als Zeit der Festigung 
des Erreichten sehen w ollte. N a­
tionalwirtschaftlich wäre das denk­
bar gew esen. Aber nun deckt sich

diese Periode mit dem ersten An­
laufsabschnitt des kleineuropä- 
ischen Gemeinsamen Marktes. In 
mehreren Partnerländern steht 
aber etwas ganz anderes als die 
Konsolidierung obenan. Hier gilt 
es aus währungspolitischen, dort 
aus innenpolitischen Strudeln her­
auszufinden. Dafür wird man audi 
deutsche Hilfe erwarten. Wir wer­
den die W artenden nidit enttäu­
schen dürfen, selbst dann nicht, 
w enn die Hilfe zu Lasten unserer 
eigenen Pläne geht und beispiels­
w eise die Kapitalmarkt- und die 
Finanzreform verzögern wird.

Zu guter Letzt muß man stets 
daran denken, daß die W iederver­
einigung Fortschritte machen 
könnte. Das erheischt Elastizität 
von  den Zielen und von  den M e­
thoden der Wirtschafts- und So­
zialpolitik. Aber auch dafür wäre 
es gut, wenn man das eigene W ol­
len mit der Formel überschreiben 
könnte: Keine Experimente! (W. H.)

Vollbesdiäftigung und Produktivitätssteigerung ohne Inflation

ist die Aufgabe des 3. Deut­
schen Bundestages, den erreichten 
W irtschaftsaufsdiwung zu stabili­
sieren, allen Teilen des V olkes in 
gleicher W eise nutzbar zu machen 
und die Sozialpolitik dahin aus­
zuweiten, daß alle arbeitsunfähigen 
Menschen ein gesichertes Leben 
führen können.

S o zia le  A n lieg en
Die Rentenreform des 2. Bundes­

tages war ein Fortschritt, aber es 
lag an der angewandten Methode, 
daß ein Teil der Rentenempfänger 
nicht erfaßt wurde und sich dadurch 
relativ wesentlich verschlechterte. 
Außerdem muß die Krankenfürsorge 
zu einer Gesundheitspflege aus­
gebaut werden. Die bisherige Ent­
wicklung des W ohnungsbaus steht 
im Gegensatz zum allgemeinen  
Wirtschaftsaufschwung. Schöne, ge­
sunde W ohnungen sind das Ziel 
von M illionen, und wir können sie 
bauen.

Das Bildungsmonopol der wirt­
schaftlich gehobenen Schichten ist 
nodi lange nicht überwunden. Die 
mangelnden Bildungsmöglichkeiten 
können auf lange Sicht zu einer 
Gefährdung der wirtschaftlichen

Entwicklung werden, w enn es 
nicht gelingt, jedem jungen Men­
schen unabhängig vom väterlichen  
Geldbeutel die für ihn geeigneten  
besten Bildungsmöglichkeiten zu 
geben. Bauernkinder (vor allem  
w egen  der räumlichen Entfernun­
gen der Schulen vom  Elternhaus) 
und Kinder von Kleinverdienern  
haben es noch heute v ie l schwerer 
als andere, zum Abitur und zum 
Studium zu gelangen.

F o rten tw ick lung  d er K o n ju n k tu r . ,
Die Erfüllung aller sozialpoliti­

schen Forderungen setzt eine ste­
tige Fortentwicklung der Konjunk­
tur voraus. Die innere Bedrohung 
der kapitalistischen Wirtschaft war 
in den dreißiger Jahren die Mas­
senerwerbslosigkeit, die Deutsch­
land 1933 in die politische Kata­
strophe führte. Ihre theoretische 
Überwindung brachten die V oll­
beschäftigungslehren von  Keynes 
und vieler anderer W issenschaftler 
in verschiedenen Variatior^fen. Seit­
dem kennt der Kapitalismus diese  
schweren Krisen nicht mehr, die 
bis dahin als unvermeidlich, ja ge­
radezu naturgesetzlich gegolten  
hatten. Erkauft wurde diese V oll-

1957/X 547



besdiäftigung durdi einen dauern­
den leid iten  inflationären Trend 
aller Währungen.

Die langsam e Teuerung, die es 
gem ten ersdieinen ließ, lieber 
gleid i und jetzt zu produzieren als 
später und teurer, erw ies sid i als 
der große Anreiz zur Produktion. 
D ieser dauernde Antrieb hat un­
geheure Produktionsleistungen her- 
vorgebradit, aber audi zu einer 
gew altigen  w eiteren Konzentration 
der großen V erm ögen geführt, da 
die notwendigen Investitionen seit­
dem im w esentlid ien  nidit mehr 
über den Kapitalmarkt, sondern  
durdi die Selbstfinanzierung be- 
sdiafft werden. Kapitalsparen in 
der alten Form des W ertpapier­
kaufs oder des Sparkontos lohnt 
nidit mehr, da die Zinsen etw a der 
Jährlidien Geldentwertung entspre- 
dien und damit der Z ins'a ls Spar- 
anreiz ausgesdialtet ist. Das Sparen 
erhält sid i deshalb nur in der Form 
des Zwedisparens (für eine W oh­
nung oder eine Reise) oder in der 
Form der öffentlidien Spar-Prä- 
mierung, die faktisdi einen ganz 
unwirtsdiaftlidien Zinssatz bedeu­
tet, oder w enn das Sparkapital 
gegen Entwertung gesidiert ist. Die 
Gesundung des Kapitalmarktes 
setzt Preisstabilität voraus.

. . bei stab ilen  Preisen
So w ie vor 25 Jahren das Pro­

blem der V ollbesdiäftigung von  
der Politik her der W irtsdiaft auf­
gegeben wurde, steht jetzt die 
Aufgabe, diese Vollbesdiäftigung  
bei stabilen Preisen zu halten, d. h. 
die vo lle  Produktionsleistung ohne 
inflationären Anreiz zu erzielen. 
Die heute allgem ein vertretene 
Meinung, das sei unmöglidi, halte 
id i für ein ebensoldies Vorurteil 
w ie die’ frühere Ansidit, es gäbe 
keine V ollbesdiäftigung in der 
kapitalistisdien W irtsdiaft.

Ebenso w ie die Inflation, als M it­
tel zur Vollbesdiäftigung muß audi 
das alte probate M ittel des W ett­
rüstens aus dem W erkzeugkasten  
der Konjunkturpolitik versdiwin- 
den. Beide M ittel sind zwar als 
Voneinander unabhängige Vorgänge 
denkbar, aber in  der R egel treten 
sie gemeinsam auf, überhitzen die 
Konjunktur und führen zu schwe­
ren Rüdtsdilägen, w ie  zur Zeit in 
Frankreidi und England.

Es mag v ie len  nodi als Phanta­
sterei gelten, w enn auf die Frage 
nadi der W irtsdiaftspolitik der 
nädisten vier Jahre die Antwort 
gegeben wird: Vollbesdiäftigung  
bei dauernder Produktivitätsstei­
gerung ohne Inflation und Rü­
stungskonjunktur. Aber es gibt 
keinen plausiblen Grund, weshalb  
eine solche’ W irtsdiaft nicht funk­
tionieren sollte. Es gilt, Produkti­
vitätssteigerung und Erhöhung des 
Realeinkommens als Antriebskraft 
mit allen M itteln der Wirtschafts-^ 
Politik zu mobilisieren.

„ V olksverm ögen“ 
u n d  W eltw oh ls tand  '

Der erreidite W ohlstand ist 
durdi die körperliche und intellek­
tuelle Leistung des ganzen deut­
schen V olkes zustande gekommen, 
hat sich aber bei einer hauchdün­
nen Oberschicht konzentriert. N odi 
ist das V olk vom  erreichten A uf­
schwung fasziniert, aber es mehren 
sich die. Stimmen, die die Unge­
rechtigkeit dieser V erteilung emp­
finden, zumal wenn sich dieser 
Großbesitz eine politisd ie Sonder­
stellung anmaßt. D ie Frage des 
M iteigentum s an dem neu gesdiaf­
fenen und sich täglich vermehren­
den Kapital ist nidit mehr zurüdc- 
zustellen. Nicht durch V olksw agen­

aktien, sondern dadurch, daß die 
Verbrauchseinkommen (Lohn und 
Gehalt) durch Kapitaleinkommen, 
das nicht sofort in den Verbrauch 
fließen kann, ergänzt wird. 
„Volksvermögen" ist bis jetzt nur 
eine statistisdie Größe. Es muß 
eine politische Realität werden, an 
der jeder nach Maßgabe seiner 
Arbeit teil hat. Eine demokratisdie 
Entwicklung ist nur möglich, wenn  
die politische Gleichheit durch wirt­
schaftliche Gleichheit ergänzt wird.

So w ie’ es im eigenem  Gebiet 
keinen dauerhaften W ohlstand ge­
ben kann, w enn Teile des V olkes 
im Elend leben, so kann audi der 
w estdeutsche W ohlstand nur dau­
ern, w enn sich die gesam tdeutsdie 
und w eltw eite w irtsdiaftlidie Zu­
sammenarbeit verstärkt.

D ieser Gesichtspunkt gewinnt 
zum Glück immer mehr Anhänger. 
Er bedeutet konkret, trotz aller 
politisdien G egensätze die wirt- 
sdiaftlid ie Entwicklung in  der 
Sow jetzone nicht i zu hemmen, son­
dern zu fördern, der europäischen 
Freihandelszone eine möglichst 
breite Basis zu geben und den 
wirtschaftlich unterentwickelten  
Ländern Unterstützung zu gew äh­
ren, damit sie ihre Rückständigkeit 
überwinden können. (H. K.)

Sorgen um die Stabilität

J)er  im Wahlkampf so überaus 
erfolgreiche Wirtschaftsminister 
hat in den letzten Jahren auf se i­
nem eigentlichen Felde der W irt­
schaftspolitik manche N iederlage 
hinnehmen müssen. Nicht nur 
hatte sid i sein  fiskalisdi-konser- 
vativer K ollege vom  Finanzressort 
einer der wirtschaftlichen Situa­
tion und der wirtschaftspolitischen 
Zielsetzung konformen Haushalts­
und Steuerpolitik erfolgreich w i­
dersetzt, sondern auch die übrigen 
konjunkturrelevanten Ressorts hat­
ten die Autonomie ihrer Politik 
w eitgehend bewahren können. 
Aber auch außerhalb der Kabi­
nettsentscheidungen über Steuern 
und Zölle, über öffentliche A usga­
ben für Renten und Rüstung, für 
W ohnungs- und Straßenbau hat 
Erhard Sdilappen hinnehmen müs­
sen: Die mächtigen Interessen­
blöcke der Landwirtschaft, der

Großindustrie, des Bergbaus —  sie 
waren stärker, als es um die Fra­
gen  der Zollsenkung, des Kartell­
gesetzes und — last not least —  
des Kohlenpreises ging.

Trotzdem verliefen Konjunktur 
und Lebenshaltung in einem w eit­
hin befriedigenden Prozeß, wenn  
man von  einer Reihe gesellschaft­
licher N ebenwirkungen dieser 
muddle through-Politik absehen  
will, die man je nadi politisdiem  
Standort oder je nadi Interessen­
lage verschieden bewerten mag.

W egfa ll d er  W achstum sfakto ren
Die Mehrheit der W ähler hat 

gemeint, es so lle ruhig alles so 
w eitergehen w ie bisher. Erhard 
selbst aber w eiß, daß es so nidit 
w eitergehen kann. Denn die bei­
den w esentlichsten Voraussetzun­
gen für das bisherige Funktionie­
ren unserer heterogenen Konjunk-
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turpolitik sind inzwischen dabei, 
sich ins Nichts aufzulösen; Nach­
dem wir kaum noch Arbeitskraft­
reserven in Rechnung stellen kön- 

 ̂ nen, wird sich die hohe Zuwachs­
rate des Sozialprodukts, die bisher 
über so manche wirtschaftlichen 
Spannungen hinweggeholfen hat, 
normalisieren, d. h. verringern. 
Und ebenso ist die Normalisie­
rung des A nteils der Massenein­
kommen bei der Verteilung des 
Sozialprodukts —  d. h. seine V er­
mehrung — im vollen  Gange: 
Rentenreform, Lohnerhöhungen und 
Arbeitszeitverkürzung sind nur 
verschiedene Teilaspekte des g lei­
chen Gesamtprozesses, der in 
manchen anderen Industrieländern 
schon v ie l w eiter fortgeschritten 
ist. D ieser Prozeß ist in der Bun­
desrepublik —  ganz abgesehen 
von  seiner sozialen und politischen 
Bewertung —  mit den Mitteln der 
„moral persuasion" um so weniger 
zu verlangsamen, als Erhard sich 
mit der gleichen Methode des 
„Herunterredens" der Preise ins­
gesam t als erfolglos erweist.

D ie konjünkturpolitische W ir­
kung des W egfalls dieser bisheri­
gen W achstumsfaktoren wird jetzt 
durch einige inflatorische Antriebe 
verschärft, die mit zunehmender 
Wucht sich bemerkbar machen; 
vornehmlich die schnelle Zunahme 
der effektiven Rüstungsausgaben 
im Inland und die damit verbun­
dene Güter- und Leistungsent­
nahme aus der Wirtschaft, dazu die 
defizitäre Entwicklung der Kassen­
bilanz des Bundes insgesamt und 
sodann die kum ulative Wirkung 
des güterentziehenden, preisstei­
gernden Exportüberschusses. Es 
kommt — nicht nur wegen des

psychologischen Effekts — hinzu, 
daß mit dem Einsetzen der Früh­
jahrssaison gleichzeitig die nicht 
mehr zu um gehenden Anpassungen  
der Preise für fast sämtliche V er­
kehrsleistungen! (von der Bahn 
über den Lastkraftwagen bis zur 
Post) in Kraft treten. Im gleichen  
Zeitpunkt wird die bisher ver­
deckte Unterbilanz im Bundeshaus­
halt '1957/58 endlich jedermann 
sichtbar sein, aber trotzdem wird 
es sehr berechtigte Forderungen 
geben, die seit v ielen  Jahren ver­
nachlässigten Investitionen der 
Städte und Gemeinden w ie vor 
allem des gesam ten öffentlichen  
Straßenbaus endlich auf eine dem  
übrigen Investitionsfortschritt an­
gem essene Höhe zu ziehen.

D ie L ücke  im  B u n d esh a u sh a lt
Während in dem Haushaltsplan  

1957/58 die Ausgaben des Bundes 
die Einnahmen um 5 b is 6 Mrd. DM 
überschreiten werden, werden wir 
uns zu Beginn des neuen Haus­
haltsjahres einer Lücke von über 
7 Mrd. DM gegenübersehen, die 
zwischen den zu erwartenden Steu­
ereingängen und den durch bishe­
rige Gesetzgebung sow ie innen- 
und außenpolitische Versprechun­
gen (NATO!) legitim ierten Haus­
haltsanforderungen klaffen wird. 
A llerdings wird dann der Julius­
turm schon ziemlich geleert sein, 
so daß diese geräuschlose Methode 
inflatorischer Haushaltsaufblähung 
jene Lücke nicht mehr schließen 
kann.

Die neue Bundesregierung und 
ihre Parlamentsmehrheit gehen in 
diesem  W inter sehr ernsten kon- 
junktur- und finanzpolitischen 
Sorgen entgegen. Sie wird nicht

nur dem V olke sagen müssen, daß 
die Rüstung entweder durch neue 
Steuern oder durch Verzicht auf 
bisherige Staatsaufwendungen be­
zahlt werden muß, sondern sie 
wird darüber hinaus auch die 
Longe verkürzen müssen, deren 
sich gew isse Kabinettsressorts als 
in die Bundesexekutive hineinra­
gender Arm von Interessenblöcken  
bisher erfreuen konnten. Damit 
steht die große Bewährungsprobe 
der wirtschaftspolitischen Konzep- 

.tion der Aera Adenauer unm ittel­
bar vor der Tür.

K o o rd in a tio n  d er W irtschaftspo litik
Es wäre deshalb nur logisch, den 

Träger und Vorkämpfer dieser 
W irtschaftspolitik nicht nur hin­
sichtlich seiner oratorischen Lei­
stungsfähigkeit zu benutzen, son­
dern ihn tatsächlich endlich zum 
Koordinator der gesam ten W irt­
schaftspolitik zu machen —  vom  
Kapitalmarkt bis zur Dosierung 
öffentlicher Investitionen. Und 
w enn Professor Erhard gut beraten 
ist, so wird er über die Errichtung 
dieser Position hinaus erkennen, 
daß die Zeiten der bloßen Seelen­
massagen dahin ist, daß eine Peri­
ode angebrochen ist, in der die 
Regierung ihre staatlichen Macht­
m ittel auch und gerade gegen jene 
wirtschaftlichen Machtblöcke ein­
setzen muß, die ihr zum dritten­
mal in den Sattel geholfen haben. 
In der Situation von heute können 
wir uns Kapitulationen des W irt­
schaftsministers vor der Macht der 
Interessenblöcke nicht mehr leisten.

Dabei würde es Erhards Stellung 
gegenüber jenen Kräften stärken, 
wenn er zur Darlegung seiner 
Ziele und W ege endlich in den
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Instrum entenkasten griffe, den sidi 
Regierung und Kongreß des Voll- 
besdiäftigungslandes USA schon 
vor über zehn Jahren  geschaffen 
haben, um vor dem Kabinett und 
der Öffentlichkeit jene großartige 
K alkulationsapparatur der volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
zu demonstrieren. Es sollte Er­
hard nicht stören, daß diese For­
derung bei uns ausgerechnet von 
der Sozialdemokratie zuerst erho­
ben wurde, schließlich stand man

sich ja  in den Fragen des Kartell­
gesetzes und der Zollsenkung auch 
recht nahe. Der Wissenschaftliche 
Beirat des Bundeswirtschaftsmini- 
sters hat im Oktober 1954 und 
erneut im Juni 1956 in zwei aus­
gezeichneten Gutachten eine Reihe 
von sorgfältigen Empfehlungen 
über die „Instrumente der Kon­
junkturpolitik und ihre Institu­
tionalisierung" gegeben — diese 
Empfehlungen w aren niemals ak­
tueller als heute. (H. S.)

Anliegen der Arbeitnehmer

J ) ie  für die Masse der A rbeit­
nehmerschaft wichtigsten Aufgaben 
des neuen Bundestages liegen auf 
einem Gebiet, das sich seiner un­
mittelbaren Einflußnahme w eitge­
hend entzieht-, dem der Konjunk­
tur- und Beschäftigungspolitik.

Eine, freimütige — und rechtzei­
tige — Diskussion dieser Probleme 
wäre vielleidit der sicherste Weg, 
um manch trügerischen Illusionen 
vorzubeugen, die aus der Selbstge­
fälligkeit einer sich bestätigt glau- • 
benden Dogmatik nur zu leid it re ­
sultieren könnten. Man spricht da­
von, daß die große Krise der drei­
ßiger Jahre den ökonomischen Ko­
ryphäen der Epoche wie ein Ziegel­
stein auf den Kopf gefallen sei. Da­
mals w aren es die „Praktiker", die 
an den Schalthebeln des Bank- und 
Wirtschaftsmedianismus saßen, die 
dem Frieden nicht recht trauten. 
Heute scheint es umgekehrt zu 
sein: Viele Praktiker — und nicht 
wenige Politiker — glauben daran, 
daß die moderne W issenschaft den 
Stein der W eisen besäße, den der 
Staat nur leuchten zu lassen brau­
che, um eine Depression zu verhin­
dern. ^  Aber gerade diese W issen­
schaft ist in ihren Spitzenvertretern 
durchaus skeptisch.

Sicherung  des B eschäßigungs-  
u n d  In ves titio n sn ivea u s

Im Volke ist die Erinnerung an 
die M assenarbeitslosigkeit der drei­
ßiger Jahre noch nicht tot. Kon­
junkturpolitik und Arbeitsplatz­
sicherung sind zweifellos keine 
Themen für Reden, die man zum 
Fenster hinaus hält. Aber jetzt — 
auf dem Zenith des Aufstiegs, dem 
die neue Regierung ihr M andat

weitestgehend verdankt — ist es 
Zeit, von diesen Dingen zu reden. 
W o sind die „Blueprints", die vor­
bereiteten Pläne ( man verzeihe das 
unzeitgemäße W o rt!) für den 
Fall, daß der W endepunkt sichtbar 
werden sollte!

Neben der alles übeischattenden 
Aufgabe der Sicherung des erreich­
ten Beschäftigungsniveaus ergeben 
sich in engem Zusammenhang da­
mit konkrete Probleme für die Ge­
setzgebungsmaschinerie: H ier stellt 
sich in erster Linie die Frage, wo 
denn Ansatzpunkte gegeben sind 
zur Einflußnahme auf das Investi­
tionsniveau. Soweit im öffentlichen 
und quasi-öffentlichen Bereich Mög­
lichkeiten zur Investitionskontrolle 
gegeben erscheinen, hätten diese 
längst vor Einsetzen der Hochkon­
junktur ihre legislative V eranke­
rung erfahren müssen. Das gilt bei­
spielsweise in so unübersichtlich 
geordneten Bereichen wie dem der 
Energiewirtschaft, speziell auch in 
der Kernenergie, deren ökonomi­
sche Ordnung über der rüstungs­
politischen Debatte weitgehend ver­
gessen wurde. Das gilt aber auch 
im Hinblick darauf, daß die Legis­
lative auf dem Höhepunkt der 
Konjunktur alles vermeiden sollte, 
um entstabilisierende Tendenzen 
in die W irtschaft hineinzutragen. 
Ein Beispiel dafür, daß soldies ge­
schieht, ist die unglückselige Be­
handlung der Frage der Abmessun­
gen und Gewichte bei Lastkraft­
wagen durch den Bundesrat; hier 
ist in die ohnehin nicht mehr ganz 
konjunktursidiere Fahrzeugindu­
strie ein Unsicherheitsfunke hinein­
getragen worden, der sehr wohl

eine partielle Branchenstörung ein­
leiten kann, woraus sich dann 
Ansatzpunkte für breitere Rück­
wirkungen ergeben. In diesen Fra­
gen ließe sich vielleicht noch jetzt 
auf gesetzgeberischem W ege die 
Grundlage für die Sicherung des 
Investitionsniveaus durch präven­
tive Investitionskontrolle schaffen, 
wenn das Parlam ent rechtzeitig 
die Initiative ergreift.

Soeia lpo litische A u fg a b e
Die sozialpolitischen W irkungs­

möglichkeiten des neuen Bundes­
tages können nur auf dem H inter­
grund dieses Problems gew ertet 
werden: W ird das Produktions-’
und Beschäftigungsniveau gehal­
ten, so bleibt die W ohlstandsbasis 
gesichert für sozialpolitische V or­
stöße. Eine Interdependenz dürfte 
auch hier zu erkennen sein: Der 
Gedanke einer Sicherung des Real­
werts der Renten z. B. kann, selbst 
wenn er nicht in der Form der 
Koppelung an einen Lohnindex re ­
alisiert werden sollte, durchaus 
Verbrauchs- und damit konjunktur­
stabilisierende Elemente in sich 
tragen. Man braucht nicht einseiti­
gen Ideen der Unterkonsumtions­
fanatiker zu verfallen, um zu er­
kennen, daß eine Diskrepanz 
zwischen fixen und variablen Ein­
kommen im Aufschwung wie im 
Abschwung Störungselemente ent­
halten kann.

In engem Zusammenhang mit 
der Rentenreform steht ein anderes 
Problem: Die Reservenbiidung für 
betriebliche Pensionskassen droht 
mit dem nunmehr erreichten Ren­
tenniveau in vielen Fällen ihren 
ökonomischen — und steuerrecht­
lichen — Sinn zu verlieren. Die 
Frage, wem die diesen Eigenkapi­
talziffern entsprechenden Vermö­
genswerte denn nun eigentlich ge­
hören, hat ihre sozialphiloso­
phische Bedeutung; will man ihren 
sozialpolitischen Sinn retten, so 
müssen W ege gefunden werden, 
um sie zur Aufstockung des jetzt 
erreichten Rentenniveaus zu ver­
wenden. Immerhin ist das Problem 
auch für die zukünftige Politik der 
Reservenbildung in  den U nterneh­
men bedeutungsvoll. Es wäre 
kaum sinnvoll, dem Finanzminister 
hier Geschenke aus heiterem  Him­
mel zufallen zu lassen.
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E in e  a llgem eine G esundheits­
u n d  A ltersfürsorge?

Dem „Gesetz zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Sicherung der 
A rbeiter im Krankheitsfalle“ sagt 
m an neuerdings nach, daß mit sei­
ner Hilfe Molieres eingebildeter 
Kranker „fröhliche Urständ" feiere. 
Sollte das nicht an der inkonse­
quenten Konstruktion liegen, wo­
nach die beiden Karenztage eben 
erst nach zwei Wochen Krankheit 
bezahlt werden — womit man ge­
wissermaßen auf das „Zu-kurze- 
Zeit-K ranksein“ eine Strafe legt? 
Schon zur Erhaltung des A rbeits­
friedens war es sicherlich an der 
Zeit, daß der Versuch zur Über­
brückung der künstlichen Kluft 
zwischen Angestellten und A rbei­
tern in der Frage der Gehaltsfort­
zahlung im Krankheitsfall unter­
nommen wurde. Kann man ständig 
davon reden, daß es keine Klassen 
mehr gäbe oder geben sollte, um 
dann gleichzeitig eine in derart 
grober Form diskriminierende Be­
handlung des Lohnempfängers zu 
dulden? Schwierigkeiten, die jetzt 
auftreten, dürften teilweise auf die 
Inkonsequenz des in dieser Hin­
sicht korrekturbedürftigen Ge­
setzes, zum anderen aber auch auf 
die Kinderkrankheiten zurückzu­
führen sein, die sich mit jeder 
Neuregelung ergeben.
Man wird die Frage stellen müs­
sen, ob es nicht an der Zeit ist, 
an Stelle der bisherigen organisa­
torischen Vielfalt eine Neuregelung 
im Sinne einer allgemeinen Ge- 
sundheits- und Altersfürsorge zu 
schaffen. Eine solche umfassende 
Gesundheitsordnung und eine all­
gemeine Altersrente ohne die bis­
herige starre Bindung an versi­
cherungsmäßige Regelungen ist in 
einer Reihe durchaus liberaler 
Länder — wie z. B. den N ieder­
landen, Skandinavien, den USA — 
längst auf der Tagesordnung. Eine

der wichtigsten Aufgaben des 
neuen Bundestages wird darin lie­
gen, diese umfassende Regelung 
zu diskutieren. Das Schlagwort 
vom „W ohlfahrtsstaat" braucht 
niemand abzusdirecken: Im Grun­
de würden derartige Regelungen 
gegenüber dem jetzigen bürokrati­
schen W ust eine erhebliche V er­
einfachung darstellen und damit 
den Staatsbürger von der Sorge 
befreien, endgültig zum V erw al­
tungsobjekt Zu werden. 
M itspracherecht der G ew erkschaften

Aus der Vielzahl gesetzlicher 
Neuregelungsaufgaben ragen ei­
nige wenige hervor, die besonders 
vordringlich sind. Das gilt z. B. für 
die immer noch ausstehende Rege­
lung des Betriebsverfassungs-Ge- 
setzes in der Seeschiffahrt. Es gilt 
weiterhin für die Neugestaltung 
des Personenbeförderungsrechtes, 
das sowohl für den Arbeitnehmer 
als V erkehrsteilnehm er als auch 
für den im V erkehr Beschäftigten 
große Bedeutung hat. überhaupt 
hat der Verkehrssektor auch unter 
gewerkschaftlichen Aspekten ge­
wisse Prioritäten geltend zu ma­
chen; in diesem Bereich sind be­
sonders viele gesetzgeberische 
Projekte unerledigt geblieben.

In der parlamentarischen Arbeit 
der Gegenwart gewinnt neben der 
eigentlichen Gesetzgebung die Re­
gelung legislativer Probleme auf 
dem V erordnungswege ständige 
Bedeutung. Mag es sidi hier nun 
um ganz neue Probleme handeln, 
wie z. B. arbeitsschutzrechtliche Be­

stimmungen im Hinblick auf die 
Radium-Isotopen in der Industrie 
oder um ältere Bereiche, beispiels­
weise die N euregelung der Be­
triebsvorschriften im N ahverkehr 
im Hinblick auf die ständig um sich 
greifende Entwicklung des Ein- 
Mann-Betriebes: in  jedem Falle 
bedarf der einzelne Problemkom­
plex umfangreicher Klärungen mit 
den repräsentativen Organisa­
tionen.

In der modernen Gesetzgebungs­
und Verordnungsmaschinerie ha­
ben die Gewerkschaften allein die 
Voraussetzung für eine repräsen­
ta tive W ahrnehmung der A rbeit­
nehm erinteressen in all diesen 
vielfältigen Bereichen, zumal — un­
klugerweise — die Industrie- und 
Handelskammern die M itwirkung 
der Gewerkschaften in  ihrem Rah­
men w eitgehend inhibiert und da­
mit den Anspruch auf eine voll­
gültige Repräsentanz der W irt­
schaft überhaupt aufgegeben ha­
ben. Man wird erw arten dürfen, 
daß dieses Mitspracherecht der Ge­
werkschaften, für das in diesem Zu­
sammenhang nur wenige Beispiele 
aufgezählt werden können, nicht 
nur das Verantwortungsbewußtsein 
dieser Organisationen stärkt, son­
dern daß weiteste Kreise der Le­
gislative, Exekutive und der Regie­
rung in immer stärkerem  Maße 
verstehen lernen, welch fruchtba­
res Zusammenwirken hier zum 
V orteil aller Beteiligten und nicht 
zuletzt der Allgemeinheit möglich 
wird. (-ne)

Verkehrstechnisdie Aufgaben haben entsdieidende Bedeutung!

J ) s  dürfte kein Zweifel darüber 
bestehen, daß die wirtschafts- und 
sozialpolitischen Probleme im Vor­
dergrund der Arbeiten des 3. Deut­
schen Bundestages stehen werden. 
Entscheidende Bedeutung muß da­

bei der Behandlung ' der verkehrs­
politischen Aufgaben beigemessen 
werden.

Die konjunkturelle Entwick­
lung zeigt seit 1948 einen steigen­
den Trend, der alle Gebiete des

VEREINSBANK IN HAMBURG
ÄLTESTE HA M B U RG ER  GI R O B A NK

Z E N T R A L E :  H A M B U R G l l ,  A L T E R  W A L L  2 0 - 3  0,  T E L E F O N  3 6 1 0 6 1  
23 F I L I AL E N ÜND Z W E I G S T E L L E N  IN G R O S S - H A M B ÜR G , C U X H A V E N  ÜND KI EL

1957/X 551



'wirtsdiaftlichen Lebens erfaßte. Die 
zu stellende Frage ist nur, ob audi 
alle Zweige der W irtsdiaft 
g 1 e i d l m ä ß i g an diesem Auf- 
sdiwung teilgenommen haben. Das 
muß — zumindest für die Verkehrs- 
wirtsdiaft — verneint werden. Die 
Entwidclung der V erkehrsw irtsdiaft 
hinkt der Entwidclung von Produk­
tion und Handel in einem Maße 
nadi, daß nidit nur für das Ge­
werbe selbst, sondern auch für alle 
übrigen Teile der Volkswirtschaft 
schwerste Schäden befürditet w er­
den müssen.

Daraus ergibt sidi als Maxime 
für die Arbeit in Ausschüssen und 
Parlament, nunmehr eine der Größe 
der Aufgabe adäquate Initiative zu 
entwickeln: Unvollkommenes muß 
vervollkommnet werden, Unferti­
ges muß beschlossen werden, neue 
Probleme müssen erkannt, behan­
delt und gelöst werden.

Für alle auf den 3. Deutschen 
Bundestag zukommenden Aufgaben 
und Forderungen eine Rangord­
nung aufstellen zu wollen, erscheint 
schwer, wenn nicht gar uiimöglich; 
dafür ist dieses Gebiet zu komplex. 
Es wird in erster Linie darauf an­
kommen, eine verkehrspolitische 
Konzeption zu finden, die in rea­
listischer Betrachtung die Probleme 
erkennt und für ihre Lösung prak­
tische, jmarktkonforme Mittel an- 
wendet. Aus der Fülle der Pro­
bleme können darum nur einige 
herausgegriffen werden, die aller­
dings von brennender A ktualität 
sind.

H arm onisches Z usam m ensp ie l 
d er V erkehrsträger

Grundsätzlich wird es darauf an­
kommen müssen, das Neben- und 
Gegeneinander der V erkehrsträger 
in ein harmonisches Zusammenspiel 
umzubilden, denn eine Verkehrspo­
litik, die mit Hilfe dirigistisdier 
Maßnahmen einzelne V erkehrsträ­
ger zu Lasten anderer bevorzugt, 
le itet eine destruktive Entwicklung 
ein, die über eine Verzerrung des 
Kosten- und Preisgefüges zu ver- 
kehrspolitisdiem Chaos führen muß. 
Staatlidie und private Unterneh­
men müssen durch die Verkehrspo­
litik eine gleichberechtigte Behand­
lung erfahren! Subventionen, die 
einen ungesunden Tatbestand nur 
verschleiern können, sind abzu­

bauen! Die Kostendeckung über 
den Preis, das sind die Tarife, muß 
als erstes Anliegen einer gesunden 
marktwirtschaftlich orientierten 
V erkehrspolitik Anerkennung fin­
den! ü b er wirtschaftlichen Erfolg 
oder Mißerfolg darf allein das Lei­
stungsprinzip entscheiden!

D er vernachlässig te  S traßenbau
Die „Sicherheit auf den Straßen", 

derzeitig in der politischen Dis­
kussion zu einem Schlagwort de­
gradiert, wird durch eine Verbots- ■ 
gesetzgebung (Geschwindigkeitsbe­
grenzung, Verkehrssünderkartei, 
Straßenentlastungsgesetz u.ä. Maß­
nahmen) nicht erreidit werden, so­
lange das Grundübel, der vernach­
lässigte Straßenbau, nidit beseitigt 
ist. Es gehört leider zu den trauri­
gen W ahrheiten, daß die Abgaben 
des Straßenverkehrs an Bund und 
Länder von diesen bei weitem nicht
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zweckgebunden, d. h. für den Aus- 
und Neubau von Straßen, verw en­
det werden. Die Phantasielosigkeit 
rein fiskalischen Denkens darf nicht 
dazu führen, daß die unum strittene 
Dringlichkeit eines großzügigen 
Ausbaus unserer Straßen an anti­
quierten finanzpolitischen V orstel­
lungen sdieitert. Einem ressortm ä­
ßigen Finanzausgleich w ürden w e­
der rechtlidie oder politisdie Hin­
dernisse im W ege stehen. Es ist 
vielmehr eine Tatsache, daß der 
Ausbau der Straßen n id it nur An­
liegen des Verkehrs ist, sondern 
auch die Interessen anderer Ge­
biete, wie z. B. der Verteidigung, 
weitestgehend berührt. Somit wäre, 
um bei diesem Beispiel zu bleiben, 
ein Finanzbeitrag der Verteidigung 
zum Straßenbau durchaus kein un­
billiges Verlangen, sondern müßte 
selbst im Interesse der Verteidi­
gung liegen. Ähnlidie Parallelen 
lassen sich aber auch für andere 
Gebiete anführen.

D ie vö lkerverb indende  F u n k tio n  
des V erkehrs

Für den 3. Deutschen Bundes­
tag w ird es w eiter darauf ankom­
men, dem völkerverbindenden Ele­
ment des V erkehrs stärker als bis­
her Rechnung zu tragen. Im Rah­
men einer wirtschaftlichen Integra­
tion Europas fallen gerade dem 
V erkehr wesentliche Aufgaben zu. 
Es erscheint darum wie ein Ana­
chronismus, dem Güterfernverkehr 
auf den Straßen Gesetze aufzu­
zwingen, die — gelinde gesagt — 
einer wirtschaftlichen Integration 
im W ege stehen! Die geplante Ein­
führung der Abmessungen und Ge­
wichte für Lastkraftwagen ab 1. 7. 
1960 würde zur Folge haben, daß in 
Deutschland über 61“/o der Last­
kraftwagen mit 5 t und mehr Nutz­
last sowie 82,66”/o der Anhänger 
mit 8 t und mehr Nutzlast allein 
wegen Überschreitung des höchst­
zulässigen Gesamtgewichts un­
brauchbar würden.

Ähnliche zuverlässige Zahlen lie­
gen für den holländischen W agen­
park vor. Hier wären zum genann­
ten Zeitpunkt für den V erkehr von, 
nach und durdi Deutschland ca. 
76 “/o der Ladekapazität aller Fahr­
zeuge unbrauchbar (bei Anhängern 
allein 95,6 “/o). Dieser Verlust 
entspricht gegenwärtig einem V er­
mögen von mindestens 40 Mill. hfl. 
Entsprechend liegen die V erhält­
nisse audi in allen übrigen Nach­
barstaaten der Bundesrepublik.

W ie wenig solche Maßnahmen 
dem europäischen Gedanken ent­
sprechen, ist offensichtlich! Hier 
bietet sich, die Ratifizierung der 
Genfer Konvention von 1949 als 
w ahrhaft europäische - Lösung an! 
Der 3. Deutsche Bundestag wird 
sich entsdieiden müssen zwischen 
verkehrspolitischer A utarkie und 
einer Verkehrspolitik, die aus euro­
päischem Denken und Handeln er­
wächst.

Eng verknüpft mit dieser ver­
kehrspolitischen Grundhaltung, die 
auf marktwirtsdiaftlichem Denken 
basiert, ist auch die Lösung aller an 
den 3. Deutschen Bundestag heran­
tretenden Einzelfragen, wie z. B. 
Personenbeförderungsgesetz, An­
hängersteuerrabatt, Spediteurgesetz 
usw., auf die hier näher einzugehen, 
zu weit führen würde. (W. M. R.)
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